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BRE MIS CHE BÜRGERSCH AFT  Drucksache 20/372 S 
Stadtbürgerschaft  
20. Wahlperiode 09.12.2020 

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Gesundheit und Umweltschutz fördern – Einweggrills aus dem 
öffentlichen Raum verbannen! 

In den letzten zunehmend trockenen und heißen Sommern hat das Grillen 
im Grünen an Attraktivität gewonnen, auch auf öffentlichem Grund wird 
gerne und oft gegrillt. Das Grillen auf öffentlichen Grünflächen hat dabei auch 
eine soziale Funktion. Viele Menschen haben keinen Garten, wo sie sich mit 
ihrer Familie oder Freunden zum Grillen und gemeinsamen Essen treffen 
können. Daher ist es umso wichtiger, die Möglichkeiten des Grillens auf öf-
fentlichen Flächen zu erhalten und gleichzeitig die Gefahr durch offenes 
Feuer auf die Umgebung zu minimieren. Dabei geraten insbesondere Ein-
weggrills, die direkt auf dem Boden aufliegen, ins Blickfeld. Einweggrills sind 
scheinbar praktisch, da sie überall kostengünstig zu kaufen, leicht zu trans-
portieren und flexibel einsetzbar sind, haben aber nicht nur negative Folgen 
für die Gesundheit, sondern vor allem auch für die Umwelt. 
 
Untersuchungen, welche Schadstoffe bei der Verwendung der Einweggrills 
auf das Grillgut übertragen werden, wiesen auf krebserregende polyzykli-
sche aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) hin. Zudem lagert sich oftmals 
Aluminium an dem Grillgut ab. 
 
Auch aufgrund der zunehmenden Trockenheit und damit steigenden Brand-
gefahr wurde in den vergangenen Jahren auf vielen öffentlichen Grünflächen 
in Deutschland das Grillen untersagt. Dabei stehen Grills, deren Kohleschale 
mehr oder weniger direkten Kontakt mit dem Untergrund hat, besonders im 
Fokus. Auch der Schutz öffentlicher Bremer Grünanlagen spricht dafür, die 
Nutzung insbesondere von Einweggrills dort zu verbieten. Da kein Abstand 
zwischen Rasen und Grill besteht, können bodennahe Einweggrills die Gras-
narbe beschädigen und Brandgefahr erzeugen. 
 
Zudem sind Einweggrills – wie der Name schon sagt – nur einmal verwend-
bar und produzieren so unnötigen Müll, der dann auch noch teilweise nicht 
richtig entsorgt wird. Im Sinne des geforderten Leitbildes und Aktionsplans 
„Zero-Waste“ kann ein Verbot von Einweggrills im öffentlichen Raum somit 
einen Beitrag zum Umweltschutz leisten. Aus diesem Grunde sollen entspre-
chende Regelungen in das Bremische Ortsgesetz über die öffentliche Ord-
nung unter Anpassung des Gesetzes über die Rechtssetzungsbefugnisse 
der Gemeinden aufgenommen werden: 
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Grills sollen künftig nur noch auf öffentlichen Flächen in der Stadtgemeinde 
Bremen genutzt werden dürfen, wenn sie keine Brandgefahr für den Boden-
bereich darstellen. So muss bei der Verwendung eines Grills ein ausreichen-
der Abstand zum Boden eingehalten werden, ein Grill genutzt werden, der 
nach unten keine Hitze abstrahlt oder Bodenschutzplatten bzw. Grillschutz-
matten untergelegt werden. Die Verwendung von Einweggrills und das Gril-
len unter Baumkronen soll deshalb untersagt werden. Eine 
ordnungsgemäße Entsorgung von Grillutensilien ist ebenso wie eine Nicht-
beeinträchtigung Dritter sicherzustellen. 
 
Nicht zuletzt muss verhindert werden, dass die Nutzung von Kinderspielplät-
zen durch Kinder durch eine unsachgemäße Nutzung durch Erwachsene 
und durch Vermüllung beeinträchtigt wird. Feuer und Glut stellen eine Ge-
fahrenquelle für spielende Kinder dar. Für das Grillen sind andere Flächen 
zu nutzen. 
 
Zudem soll aus Tierschutzgründen das Grillen in einem Abstand von unter 
500 Metern zu Tiergehegen verboten werden, da Tiere ohne Fluchtmöglich-
keit durch den Geruch von Feuer Stress erleiden. 
Beschlussempfehlung: 
Die Stadtbürgerschaft möge beschließen: 
 
Der Senat wird aufgefordert, der Stadtbürgerschaft bis zum 31. März 2021 
eine gesetzliche Regelung der Benutzung von Grillgeräten auf öffentlichen 
Flächen zur Beschlussfassung vorzulegen, die  
 

1. die Benutzung von Einweggrills untersagt,  
 

2. Gefahren für den Bodenbereich ausschließt,  
 

3. das Grillen unter Baumkronen, auf Spielplätzen und in einem Abstand von 
500 Metern zu Tiergehegen untersagt sowie  

 
4. für Zuwiderhandlungen ein Bußgeld androht und  

 
5. die ordnungsgemäße Entsorgung von Grillutensilien sowie die Nichtbeein-

trächtigung Dritter sicherstellt. 
 

Sascha Karolin Aulepp, Arno Gottschalk, 
Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 

Ingo Tebje, Ralf Schumann, Sofia Leonidakis 
und Fraktion DIE LINKE 

Ralph Saxe, Björn Fecker und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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